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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Juni 1967 

II/6 — 93200 — 5506/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über den rechtlichen 
Status der Rhein-Main-Donau-Großschiff- 
fahrtsstraße zwischen dem Main und Nürn- 
berg und über die damit zusammenhängenden 
Eigentumsverhältnisse 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 310. Sitzung am 2. Juni 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes über den rechtlichen Status 
der Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße zwischen dem 
Main und Nürnberg und über die damit zusammenhängenden 

Eigentumsverhältnisse 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Erklärung zur Bundeswasserstraße I 

(1) Die Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße 
zwischen dem Main und Nürnberg wird zur Bundes- 
wasserstraße erklärt, und zwar: 

1. die Kanalstrecke von der Abzweigung des 

unteren Vorhafens der Schleuse Bamberg 
aus dem rechten Regnitzarm bis zur Ab- 
zweigung aus der kanalisierten Regnitz 
bei Neuses, | 

2. die kanalisierte Regnitz von der Abzwei- ! 
gung der Kanalstrecke nach Nummer 1 
bis zur Einmündung des Stillwasserkanals 
bei Hausen, 

3. die Kanalstrecke von der Einmündung • 
des Stillwasserkanals in die kanalisierte i 
Regnitz bei Hausen bis zur Einfahrt in I 
die seitlichen Becken des Hafens Nürn- 
beig, 

4. die neue Regnitzstrecke zwischen km 2,0 
und km 3,6 (neu). 

(2) Zur Bundeswasserstraße gehören: 

1. der rechte Regnitzarm von der Abzwei- 
gung der Kanalstrecke nach Absatz 1 Nr. 1 
(Abzweigung des unteren Vorhafens der 
Schleuse Bamberg) bis 170 m oberhalb der 
Brückenachse des Wehres Bamberg, 

2. der Wehrarm der Staustufe Buckenhofen, 

3. die Regnitz von 150 m unterhalb der 
Wehranlage bei Neuses bis zur Abzwei- 
gung der Kanalstrecke nach Absatz 1 
Nr. 1 (Abzweigung aus der kanalisierten 
Regnitz bei Neuses), 

4. die Regnitz von der Einmündung des Still- 
wasserkanals bei Hausen bis 270 m ober- 
halb der Brückenachse des Wehres Hau- 
sen. 

(3) Der Zeitpunkt, von dem ab ein Abschnitt der 
Großschiffahrtsstraße dem allgemeinen Verkehr 
dient, wird nach Einvernehmen zwischen dem Bun- 
dosminister für Verkehr und dem Bayerischen 
Staatsministerium des Innern im Bundesgesetzblatt 
und Bayerischen Staatsanzeiger bekanntgegeben. 


§ 2 

Aufhebung von Bundeswasserstraßen 

Folgende Strecken des Mains und der Regnitz 
verlieren die Eigenschaft als Bundeswasserstraße: 

1. der Werkkanal von seiner Abzweigung aus 
dem neuen Regnitzbett bis Regnitz-km 3,70 
links, 

2. der linke Regnitzarm von Regnitz-km 3,70 
rechts bis Regnitz-km 5,11 links, 

3. der rechte Regnitzarm von 170 m oberhalb 
der Brückenachse des Wehres Bamberg bis 
Regnitz-km 8,60 rechts, 

4. der Mühlengraben Regnitz-km 5,11 links und 
Regnitz-km 5,645, 

5. der abgeschnittene frühere Regnitzbogen nörd- 
lich der Großschiffahrtsstraße zwischen deren 
km 2,0 und 3,5. 

§ 3 

Durchleiten von Wasser 

über ein etwaiges Durchleiten von Wasser für 
wasserwirtschaftliche oder landeskulturelle Zwecke 
durch die Bundeswasserstraße über den normalen 
Wasserabfluß hinaus und die damit zusammenhän- 
genden Fragen bleibt eine Vereinbarung zwischen 
dem Bund und Bayern Vorbehalten. 

§ 4 

Eigentumsverhältnisse 

(1) Das Eigentum an den in § 1 Abs. 1 und 2 
bezeichneten Strecken steht dem Bund zu. Das gilt 
auch für die kanalisierte Regnitz von km 3,70 
rechts bis 170 m oberhalb der Brückenachse des 
; Wehres Bamberg. . 

: (2) Das Eigentum an den in § 2 Nr. 1 bis 5 

I bezeichneten Strecken steht Bayern zu. 

(3) Ein Wertausgleich findet nicht statt. 

(4) Das Grundbuch wird auf Grund eines gemein- 
samen Ersuchens des Bundes und Bayerns l^erich- 
tigt. Ein Übergang des Eigentums und der anderen 
Rechte ist von Abgaben und Kosten befreit. 
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§ 5 

Sperrtor bei Bug 

Das Sperrtor im linken Regnitzarm bei Bug 
gehört zur Bundeswasserstraße. Die Betriebsord- 
nung wird im Einvernehmen zwischen dem Bund 
und Bayern aufgestellt. 

§ 6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1962 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I 

Allgemeiner Teil ' 

Die Rhein-Mdin-Donau-Großschiffahrtsstraße konnte 
bis Bamberg hergestellt werden. Da der Main 
bereits Bundeswasserstraße ist, brauchte über den | 
rechtlichen Status des ausgebauten Mains keine | 
Entscheidung getroffen zu werden. Anders liegen ! 
die Verhältnisse bei der zurzeit im Bau befind- i 
liehen Kanalstrecke zwischen Bamberg und Nürn- j 
berg. Diese Strecke besteht zum Teil aus Gewäs- I 
sern, die in vollem Umfange der Hoheit des Lan- 
des Bayern unterliegen, zum anderen Teil aus 
vollständig neugebauten Kanalstrecken. Da auch an 
diesen Abschnitten der Wasserstraße künftig die 
Verwaltungsbefugnisse des Bundes nach Artikel 89 
Grundgesetz bestehen sollen, ist erforderlich, der 
Rhein-Main-Donau-Großschiffahrtsstraße zwischen 
Bamberg und Nürnberg den rechtlichen Status einer 
Bundeswassorstraßo zu geben. 

über die hierfür erforderlichen Regelungen ist 
bereits in einem zwischen dem Bund und dem Frei- I 
Staat Bayern am 25. November 1965/25. Juli 1966 j 
abgeschlossenen Staatsvertrag („Staatsvertrag über ; 
den rechtlichen Status der Rhein-Main-Donau- ! 
Großschiffahrtsstraße zwischen dem Main und Nürn- 
berg und über die damit zusammenhängenden 
Eigentumsverhältnisse") Einigkeit erzielt worden. 

§ 6 des Vertrages bestimmt, daß der Vertrag wirk- 
sam v/ird, wenn Bayern das Vorliegen der nach sei- 
ner Verfassung erforderlichen Voraussetzungen 
mitgeteilt hat und wenn die §§ 1 bis 5 des Ver- 
trages als Bundesgesetz in Kraft getreten sind. Der 
Bayerische Ministerpräsident hat das Vorliegen der . 
nach der Bayerischen Verfassung erforderlichen 
Voraussetzungen bestätigt. Zur Wirksamkeit der 
Regelungen des Vertrages bedarf es daher des vor- | 
liegenden Gesetzes. | 

Eine gesetzliche Regelung ist weiterhin deswegen I 
erforderlich, weil an den Gewässerstrecken, die j 
bislang in vollem Umfang der Hoheit des Landes j 
Bayern unterliegen, entgegen den nach Artikeln 30 | 
und 83 Grundgesetz bestehenden Landeszuständig- | 
keiten die Verwaltungszuständigkeit des Bundes j 
nach Artikel 89 Grundgesetz begründet werden soll. 
Darüber hinaus soll ein Übergang des Eigentums ; 
an den fraglichen Gewässerstrecken außerhalb | 
der bürgerlich-rechtlichen Übertragungsformen vor- 
genommen werden. Auch aus diesem Grund bedarf ! 
es einer Regelung durch Gesetz. | 

I 

Das Gesetz soll zugleich die Gewässerstrecken im ' 
Raum Bamberg, die Bundeswasserstraßen sind und j 
nicht mehr für Zwecke der Großschiffahrtsstraße 
benötigt werden, an Bayern zurückübertragen. So- , 
mit dient das Gesetz einem allgemeinen Ausgleich ^ 
der Interessen von Bund und Land. 


Der Bund wird durch das Gesetz insoweit mit 
Kosten belastet, als er die auf ihn übergehenden 
Gewässerstrecken als Bundeswasserstraßen zu ver- 
walten hat. Die Übernahme der Kosten durch den 
Bund für die von der Rhein-Main-Donau AG fertig- 
gestellten Teilstrecken der Großschiffahrtsstraße 
zwischen dem Main und der Donau folgt aus den 
Artikeln 87 und 89 Grundgesetz und aus dem Ver- 
trag zwischen dem Reich Bayern über „Ausführung 
der Main-Donau-Wasserstraße" vom 13. Juni 1921. 

An Betriebs-, Unterhaltungs- und Verwaltungs- 
kosten werden schätzungsweise anfallen 

a) für die Strecke Bamberg bis Forchheim ab 1968 
jährlich 750 000 DM, 

b) für die Strecke Bamberg bis Nürnberg ab 1971 
jährlich 2 000 000 DM. 

Durch Schiffahrtsabgaben wird ein Teil der Kosten 
abgedeckt. Nach einer Anlaufzeit von einigen Jah- 
ren kann mit einer vollen Abdeckung der Kosten 
gerechnet werden. 

Bayern wird, entsprechend dem abgeschlossenen 
Staatsvertrage, nach diesem Gesetz mit Kosten 
belastet, .soweit es Gewässerstrecken übernimmt. 
Die dem Bund entstehenden Ersparnisse sind bei 
der obigen Kostenaufstellung berücksichtigt. 


II 

Besonderer Teil 

Zu § 1 (Erklärung zur Bundeswasserstraße) 

§ 1 Abs. 1 führt die Strecken auf, weiche die Eigen- 
schaft einer Bundeswasserstraße erhalten sollen. 
Auf den Strecken wird ein allgemeiner Schiffsver- 
kehr stattfinden. § 1 Abs. 2 führt die Gewässerteile 
auf, die zur Bundeswasserstraße gehören, da sie 
zur Erhaltung und zum Betrieb der Bundeswasser- 
straße erforderlich sind. In den Strecken liegen die 
Wehre, durch welche die für die Schiffahrt nötige 
Stauhöhe gehalten wird. In § 1 Abs. 3 wird fest- 
gelegt, von welchem Zeitpunkt ab ein Abschnitt 
der Großschiffahrtsstraße eine dem allgemeinen 
Verkehr dienende Bundeswasserstraße ist. 


Zu § 2 (Aufhebung von Bundeswasserstraßen) 

Die Vorschrift enthält die Strecken, welche die 
Eigenschaft als Bundeswasserstraße verlieren und 
damit aus der Verwaltung durch den Bund nach 
Artikel 89 Grundgesetz ausscheiden. Diese Strecken 
sind für die Großschiffahrtsstraße nicht nötig. 
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Zu § 3 (Durchleiten von Wasser) 

Hier sind künftig nötig werdende wasserwirtschaft- 
liche und landeskulturelle Maßnahmen Bayerns 
angesprochen. Die Möglichkeit soll offengehalten 
werden, durch den Kanal Wasser leiten zu können, 
um den Wasserabfluß fränkischer Gewässer, ins- 
besondere der Regnitz, aus wasserwirtschaftlichen 
Gründen zu erhalten. 

Zu § 4 (Eigentumsverhältnisse) 

Die Eigentumsveränderung an den übergehenden 
Gewässerstrecken soll ohne Auflassung und Ein- 
tragung im Grundbuch erfolgen. Daher regelt die 
Vorschrift die Eigentumsverhältnisse unmittelbar. 

Zu § 5 (Sperrtor bei Bug) 

Das Gewässer, auf dem das Sperrtor bei Bug steht, 
ist nicht Bundeswasserstraße und steht im Eigen- 
tum des Freistaates Bayern (§ 2 und § 4 Abs. 2). 


Das Sperrtor ist nicht nur für die Regelung der 
Wasserverhältnisse im linken Regnitzarm unter- 
halb von Bug (insbesondere also im Bereich der 
Stadt Bamberg) bedeutsam, sondern auch für den 
Betrieb der Großschiffahrtsstraße erforderlich. Da- 
her ist bestimmt, daß es zur Bundeswasserstraße 
gehört. Wegen der engen Verbindung zu den vom 
Land wahrzunehmenden wasserwirtschaftlichen Auf- 
gaben wird die Betriebsordnung im Einvernehmen 
zwischen dem Bund und Bayern aufgestellt werden. 


Zu § 6 (Berlin-Klausel) 

Das Gesetz soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; es enthält daher die übliche Berlin- 
Klausel. 


Zu § 7 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift entspricht dem Erfordernis des Arti- 
kels 82 Abs. 2 Grundgesetz. 



